
Aktenzeichen: 8 AZR 763/96 
Bundesarbeitsgericht 8. Senat

I. Arbeitsgericht 
Stralsund

II. Landesarbeitsgericht Mecklenburg-Vorpommern

Urteil vom 25. September 1997
- 8 AZR 763/96 -
Urteil vom 07. März 1996
- 1 Ca 338/95 -
Urteil vom 11. September 1996
- 2 Sa 138/96 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Anspruch auf Nachteilsausgleich im Gesamtvollstreckungsver­fahren

Gesetz:
Gesamtvollstreckungsordnung (GesO) §§ 11 ff., § 13 Abs. 1 
Nr. 1, § 17 Abs. 3; BetrVG §§ 111 - 113; Konkursordnung § 59 Abs. 1 Nr. 1; Gesetz über den Sozialplan im Konkurs- und Ver­
gleichsverfahren § 4; Insolvenzordnung (InsO) vom 5. Oktober 
1994 (BGBl. I S. 2866) § 55 Abs. 1 Nr. 1, § 123; KSchG §§ 9, 
10

Leitsätze:

K e i n e

Hinweis des Senats: Vgl. Senatsentscheidung vom 25. September 
1997 - 8 AZR 710/96 -, zur Veröffentlichung bestimmt
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8 AZR 763/96
2 Sa 138/96 Mecklenburg-Vorpommern

Im Namen des Volkes!
Verkündet am
25. September 1997

U r t e i l
Ander1,Amtsinspektorinals Urkundsbeamtin In Sachen
der Geschäftsstelle

v ic

pp.

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 Abs. 2 
ZPO in der Sitzung am 25. September 1997 durch den Vorsitzenden 
Richter Prof. Dr. Ascheid, die Richter Dr. Wittek und Dr. Mikosch
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sowie die ehrenamtlichen Richter Noack und Hannig für Recht er­
kannt :

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 
11. September 1996 - 2 Sa 138/96 - wird zurückge­
wiesen.
Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tragen. 

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger nimmt die Beklagte als Gesamtvollstreckungsver­
walterin über das Vermögen der N GmbH (im fol­
genden: Gemeinschuldnerin) auf Zahlung eines Nachteilsausgleichs 
gern. § 113 Abs. 3 BetrVG in Anspruch.

Der Kläger war bei der Gemeinschuldnerin seit 1967 als Ma­
schinenschlosser beschäftigt. Sein Stundenlohn betrug zuletzt 
12,84 DM bei einer Arbeitszeit von 40 Stunden/Woche.

Das Amtsgericht Stralsund eröffnete mit Beschluß vom 1. Ok­
tober 1994 die Gesamtvollstreckung über das Vermögen der Gemein­
schuldnerin wegen Überschuldung und Zahlungsunfähigkeit. Zugleich 
bestellte es die Beklagte zur Gesamtvollstreckungsverwalterin.
Der Betrieb konnte mit einem landesverbürgten Kredit zunächst 
weitergeführt werden.

Ab Januar 1995 verhandelte die Beklagte mit dem bei der Ge­
meinschuldnerin gebildeten Betriebsrat über einen Interessenaus-
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gleich und Sozialplan. Ein Abschluß kam nicht zustande.

Nachdem ein Brandschaden im Juni 1995 zu einer Unterbrechung 
der Produktion geführt hatte und der Kredit am 20. Juli 1995 zu­
rückgezogen worden war, legte die Beklagte den Betrieb zum 
31. Juli 1995 still. Zu diesem Zeitpunkt bestanden noch etwa'
60 Arbeitsverhältnisse, die sämtlich von der Beklagten gekündigt 
wurden. Auch dem Kläger wurde mit Schreiben vom 27. Juli 1995 zum 
31. Januar 1996 gekündigt.

Mit Schreiben vom 3. August 1995 forderte der Kläger von der 
Beklagten "Zahlung einer Abfindung auf der Grundlage des § 113 
BetrVG (Nachteilsausgleich)". Die Beklagte hat am 6. September 
1995 die Masseunzulänglichkeit im Bundesanzeiger mitgeteilt.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, die Beklagte habe 
den Betrieb ohne den Versuch eines Interessenausgleichs stillge­
legt und schulde deshalb einen Nachteilsausgleich. Dabei handele 
es sich um eine Masseforderung nach § 13 Gesamtvollstreckungsord­
nung (GesO), weil der Anspruch auf einer der Beklagten als Ge­
samtvollstreckungsverwalterin zurechenbaren Handlung beruhe und 
auf Schadensersatz gerichtet sei. Jedenfalls sei aber eine Anmel­
dung zur Tabelle mit dem Schreiben vom 3. August 1995 erfolgt.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger eine 
Abfindung gern. § 113 Abs. 3 BetrVG zu zahlen, 
deren Höhe in das Ermessen des Gerichts gestellt wird,
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hilfsweise:

- 4 -

festzustellen, daß dem Kläger gegen die Beklagte ein Nachteilsausgleich gern. § 113 Abs. 3 BetrVG 
als Masseforderung zusteht,
weiter hilfsweise:
festzustellen, daß dem Kläger gegen die Beklagte 
ein Nachteilsausgleich gern. § 113 Abs. 3 BetrVG 
mit dem Rang des § 17 Abs. 3 Nr. 1 c GesO zu­
steht .

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
geltend gemacht, der Nachteilsausgleich sei keine Masseforderung, 
sondern müsse gern. § 17 GesO zur Gesamtvollstreckungstabelle an­
gemeldet werden. Das sei nicht geschehen, auch nicht mit dem 
Schreiben vom 3. August 1995. Eine sofortige Schließung des Be­
triebs sei Ende Juli 1995 unausweichlich gewesen. Es hätten keine 
Mittel zur Betriebsfortführung zur Verfügung gestanden. Durch das 
Abwarten des förmlichen Verfahrens über den Interessenausgleich 
wären den betroffenen Arbeitnehmern und den übrigen Gläubigern 
nur weitere Nachteile entstanden.

Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Mit der vom 
Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision verfolgt der Kläger 
seine bisherigen Anträge weiter.

E n t s c h e i d i i n a s a r S n d e  s

Die Revision ist nicht begründet.

I. Das Landesarbeitsgericht hat nicht geprüft, ob dem Kläger 
ein Anspruch auf Nachteilsausgleich gern. § 113 Abs. 3 in Ver-
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bindung mit Abs. 1, § 111 Satz 2 Nr. 1, § 112 Abs. 1 und 2 BetrVG 
zusteht. Es hat ausgeführt, der Kläger mache keine Masseforde­
rung, sondern eine Forderung nach § 17 GesO geltend. Da es an 
einer Anmeldung der Forderung zur Gesamtvollstreckungstabeile 
fehle, sei die Klage insgesamt unzulässig.

II. Diese Auffassung des Landesarbeitsgerichts trifft zu.

1. Entsteht nach Eröffnung des Gesamtvollstreckungsverfahrens 
ein Nachteilsausgleichsanspruch durch ein Handeln des Verwalters, 
fällt dieser Anspruch unter § 17 Abs. 3 Nr. 1 c) GesO, soweit die 
Summe der Leistungen den dort genannten Gesamtbetrag nicht über­
steigt. Es handelt sich nicht um einen vorab zu begleichenden An­
spruch gern. § 13 GesO.

a) Zugunsten des Klägers kommt allein § 13 Abs. 1 Nr. 1 GesO in 
Betracht. Im Gegensatz zu § 59 Abs. 1 Nr. 1 KO erfaßt § 13 Abs. 1 
Nr. 1 GesO nicht alle Ansprüche, die aus Handlungen des Verwal­
ters oder durch die Verwaltung entstehen, sondern, sehr viel 
enger, nur die durch die Verwaltung entstandenen notwendigen Aus­
gaben. Das Sind nicht etwa alle Ausgaben, die auf Grund der je­
weiligen Verwaltung von Gesetzes wegen zwingend anfallen. Viel­
mehr macht das Gesetz eine Einschränkung unter dem Gesichtspunkt 
der Erforderlichkeit. Der Nachteilsausgleich, der durch eine 
Handlung des Verwalters entsteht, ist keine notwendige Ausgabe in 
diesem Sinne. Er entsteht nur dann, wenn der Verwalter seine be­
triebsverfassungsrechtlichen Pflichten verletzt. Damit handelt es 
sich nicht um eine Ausgabe, die bei einer ordnungsgemäßen Verwal-
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tung entstehen kann. Dies schließt ihre Notwendigkeit aus.

b) Einer Zuordnung zu § 13 Abs. 1 Nr. 1 GesO steht ferner die 
Regelung des § 17 Abs. 3 Nr. 1 c) GesO entgegen. Dieser Vor­
schrift unterfallen Forderungen aus einem vom Verwalter verein­
barten Sozialplan und außerhalb eines Sozialplans zu gewährende 
Leistungen. Auch wenn damit Nachteilsausgleichsansprüche nicht 
ausdrücklich genannt werden, sind mit dieser Formulierung jeden­
falls solche Leistungen gemeint, die der Arbeitnehmer zum Aus­
gleich wirtschaftlicher Nachteile wegen einer Betriebsänderung im 
Rahmen der Insolvenz zu beanspruchen hat. In Betracht kommen ins­
besondere Abfindungsansprüche aus § 113 BetrVG, aber auch aus 
§§ 9, 10 KSchG, aus einer GesamtZusage oder einem Vergleich. Dies 
zeigt schon die gemeinsame Regelung mit Sozialplanleistungen. Der 
Gesetzgeber wollte die bevorrechtigten Forderungen gem. Nr. 1 c) 
nicht auf Leistungen zum Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile be­
schränken, die aus einer Vereinbarung zwischen Betriebsrat und 
Arbeitgeber folgen. Daß mit "außerhalb eines Sozialplans zu ge­
währenden Leistungen" nicht Lohn- und Gehaltsforderungen gemeint 
sind, folgt aus den ausdrücklichen Sonderregelungen in § 13 
Abs. 1 Nr. 3 a) und § 17 Abs. 3 Nr. 1 a) GesO.

Für die aus einem Handeln des Verwalters entstandenen Lei­
stungsansprüche zum Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile enthält 
§ 17 Abs. 3 Nr. 1 c) GesO eine abschließende Regelung. Diese An­
sprüche sind nach der erkennbaren Absicht des Gesetzgebers keine 
vorab zu begleichenden Ansprüche gern. § 13 Abs. 1 Nr. 1 GesO. Der 
letzte Halbsatz des § 17 Abs. 3 Nr. 1 GesO enthält zwar bezüglich
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der Forderungen nach den Buchstaben a) und b) einen Vorbehalt im 
Hinblick auf § 13 GesO. Bezüglich der Leistungen aus einem Sozi­
alplan und außerhalb eines Sozialplans gern. Buchstabe c) fehlt ej 
demgegenüber an einem derartigen Vorbehalt. Der Gesetzgeber ging 
also nicht davon aus, daß diese Leistungen unter § 13 GesO fallen 
könnten.

c) Insofern unterscheidet sich die Rechtslage unter der im Bei­
trittsgebiet geltenden Gesamtvollstreckungsordnung von der der 
Konkursordnung. Nach Konkurseröffnung entstandene Nachteilsaus­
gleichsansprüche sind vorweg zu berichtigende Masseschulden gern.
§ 59 Abs. 1 Nr. 1 KO (BAG Urteil vom 3. April 1990 - 1 AZR 
150/89 - AP Nr. 20 zu § 113 BetrVG 1972; vgl. auch BT-Drucks. 
10/2129, S.7). Denn § 59 Abs. 1 Nr. 1 KO unterliegen alle Ansprü­
che, welche aus Geschäften oder Handlungen des Konkursverwalters 
entstehen. Derartige Unterschiede zwischen der Konkursordnung und 
der Gesamtvollstreckungsordnung sind typisch und entspringen der 
Zielsetzung des Gesetzgebers, die in den alten Bundesländern gel­
tenden insolvenzrechtlichen Regelungen wegen ihrer Reformbedürf­
tigkeit nicht im Beitrittsgebiet in Kraft zu setzen (siehe dazu 
BT-Drucks. 11/7817, S. 8).

d) Eine unterschiedliche insolvenzrechtliche Behandlung von So­
zialplan- und Nachteilsausgleichsanprüchen, wie sie in den alten 
Bundesländern durch § 4 des Gesetzes über den Sozialplan im Kon­
kurs- und Vergleichsverfahren vom 20. Februar 1985 (BGBl. I
S. 369) vorgegeben ist, ist im Geltungsbereich der GesO nicht 
vorgesehen. Das Gesetz vom 20. Februar 1985 wurde im Beitrittsge-

8
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


8

biet nicht in Kraft gesetzt (Einigungsvertrag Anlage I Kapi­
tel III Sachgebiet A Abschnitt I Nr. 5). Auch dieser Umstand 
spricht für eine einheitliche insolvenzrechtliche Behandlung von 
Sozialplan- und Nachteilsausgleichsansprüchen in § 17 Abs. 3 
Nr. 1 c) GesO. Ebenso dürfte die am 1. Januar 1999 in Kraft tre­
tende Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2866) kei­
nen Unterschied machen, ob der Insolvenzverwalter einen Sozial­
plan abschließt oder Ansprüche auf Nachteilsausgleich verursacht 
(vgl. §§ 123, 55 Abs. 1 Nr. 1 InsO).

e) Die Anwendung von § 17 Abs. 3 Nr. 1 c) GesO entspricht auch 
der ganz überwiegenden Auffassung in der Literatur (vgl. insbe­
sondere Schaub, AuA 1993, 265; Däubler/Kittner/Klebe, BetrVG,
5. Aufl., Anhang zu §§ 111 bis 113 § 1 Rz 22; HwB AR-Berscheid, 
GesamtvollStreckung Rz 71 f.; Haarmeyer/Wutzke/Förster, GesO,
3. Aufl., § 17 Rz 111; Kilger/Karsten Schmidt, KO, 16. Aufl.,
§ 17 GesO Anm. 4 a); Smid/Zeuner, GesO, 2. Aufl., § 17 Rz 29; 
Klöver, Der Sozialplan im Konkurs, S. 153; Hess/Binz/Wienberg, 
GesO, 3. Aufl., § 17 Rz 63 a); für eine Zuordnung zu § 17 Abs. 3 
Nr. 4: MünchArbR/Matthes, § 355 Rz 18; a.A. Fitting/Kaiser/ 
Heither/Engels, BetrVG, 18. Aufl., § 17 GesO Rz 6; KR-Spilger,
§ 9 KSchG Rz 74).

2. Ansprüche nach § 17 GesO können nicht vorab vom Verwalter 
beglichen werden. Während der Massegläubiger grundsätzlich außer­
halb des Insolvenzverfahrens steht und befugt ist, seine Forde­
rungen einzeln im Wege der Leistungsklage geltend zu machen 
(Smid/Zeuner, GesO, 2. Aufl., § 13 Rz 6; Kilger/Karsten Schmidt,
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KO, 16. Au fl., § 13 GesO Anm. 1 b); Haarmeyer/Wutzke/Förster, 
GesO, 3. Au fl., § 13 Rz 9), kann der Insolvenzgläubiger seine 
Forderungen nur nach Maßgabe des Anmelde- und Verteilungsverfah­
rens gern. §§ 11, 14, 17 und 18 GesO verfolgen. Die Forderungen 
sind, wie aus § 11 Abs. 1 und § 14 GesO hervorgeht, zum Vermö­
gensverzeichnis arfzumelden. Wird eine Forderung bestritten, so 
kann sie gern. § 11 Abs. 3 GesO nur durch Feststellungsklage gegen 
den Bestreitenden geltend gemacht werden. Nach Verwertung des 
Schuldnervermögens wird der Erlös gern. §§ 17, 18 GesO verteilt. 
Die Klage des Insolvenzgläubigers gegen den Verwalter auf unmit­
telbare vorweggenommene Leistung umgeht dieses Verteilungsverfah­
ren und ist daher unzulässig (vgl. für das Konkursverfahren BAG 
Urteil vom 3. April 1990 - 1 AZR 150/89 - AP Nr. 20 zu § 113 
BetrVG 1972, zu 3 der Gründe).

3. Auch der zweite Hilfsantrag des Klägers ist unzulässig. Das 
Landesarbeitsgericht hat zu Recht angenommen, der Kläger habe die 
Forderung nicht zur Gesaratvollstreckungstabelle angemeldet. Das 
Schreiben des Klägers vom 3. August 1995 stellt nach der zutref­
fenden Würdigung des Landesarbeitsgerichts lediglich die Geltend­
machung eines Zahlungsanspruchs in unbestimmter Höhe dar. Von 
einer Anmeldung zur Tabelle oder zum Vermögensverzeichnis ist 
keine Rede. Der Kläger hat vielmehr - unter Androhung einer 
Klage - ersichtlich unmittelbar Zahlung von der Beklagten ver­
langt. Ob die Beklagte die Forderung nach einer Anmeldung über­
haupt bestritten hätte, erscheint angesichts der Masseunzuläng­
lichkeit ungewiß.
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III. Der Kläger hat gem. § 97 Abs. 1 ZPO die Kosten seiner er­
folglosen Revision zu tragen.

Ascheid Dr. Wittek Mikosch

Noack Hannig
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